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Betreff:  Stationäre Geschwindigkeitskontrollen A95 

Antrag: 

Bezüglich der immer noch offenen Bürgerversammlungsempfehlungen zum Thema 

„Stationäre Geschwindigkeitskontrolle auf dem Teilstück der A95 zwischen Luise-

Kiesselbach-Platz und Kreuzhof“ beantragt der BA 7 eine gemeinsame Besprechung mit den 

zuständigen Vertreter*innen des Mobilitätsreferats. Ggf. sind auch Vertreter*innen des 

Baureferats hinzuziehen.  

 

Das Mobilitätsreferat lädt auch Vertreter*innen der Verkehrspolizeiinspektion Weilheim zu 

der Besprechung ein.  

Begründung: 

 

Die Bürgerversammlungsempfehlungen  

14-20 / E 3065 vom 19.11.2019,  

14-20 / E 3073 vom 19.11.2019 

sind immer noch offen. 

Die Beschlussvorlage 20-26 / V03647 des Mobilitätsreferats, vorgelegt für die BA-Sitzung am 

29.06.2021 wurde durch den BA 7 vertagt. Es wurde bereits damals beantragt, die offenen 

Punkte in einer gemeinsamen Besprechung der involvierten Referate und Vertreter*innen 

des BA 7 vorzuklären. 

Diese Besprechung fand nicht statt.  MOR-GB2 hat die vom BA 7 aufgelisteten offenen 

Punkte mit Schreiben vom 28.10.2021 zu beantworten versucht. 

Daraus ergaben sich aber mehr offene Fragen als Antworten, die auch bei dem 

Jahresgespräch MOR / BA 7 im November 2021 nicht ausgeräumt werden konnten. 

Da die Bürgerversammlungsempfehlungen aus 2019 nun endlich gegenüber den 

antragstellenden Bürgern beantworten werden müssen bittet der BA 7 um de im Antrag 

genannte gemeinsame Besprechung. 

gez. Stefanie Krammer 

für die SPD-Fraktion 

 

Anhänge: 

1) Beschlussvorlage (MOR) 20-16 / V 03647, vorgelegt für BA-Sitzung 29.06.2021 

2) Ablehnende Stellungnahme und Fragenkatalog des BA 7 vom 30.06.2021 

3) Antwort von MOR an den BA7 vom 28.10.2021 
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Betr.:  Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 03647 

 

 Errichtung einer stationären Radaranlage als Lärmschutz für die Anwohner der B2 

Empfehlung Nr. 14- 20 / E 3073 der Bürgerversammlung des 7. Stadtbezirks Sendling-

Westpark am 19.11.2019 

 

Stationäre Geschwindigkeitskontrollen auf der A95 entlang der Einhornallee und 

der Südparkallee stadtauswärts 

Empfehlung Nr. 14- 20 / E 3065 der Bürgerversammlung des 7. Stadtbezirks Sendling-

Westpark am 19.11.2019 

 

 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

 

der BA 7 hat sich in seiner Sitzung am 29.06.2021 mit der Beschlussvorlage befasst und 

einstimmig den nachfolgenden Beschluss gefasst:  

 
1) Die Beschlussfassung des BA 7 wird vertagt.  

Wesentliche Punkte der Beschlussvorlage werden in einer gemeinsamen Besprechung der 

involvierten Referate und Vertreterinnen und Vertretern des BA 7 vorgeklärt. 

 

2) Die Referate werden gebeten, zu der Vorbesprechung mit dem Bezirksausschuss zu nach-

folgenden Punkten 3 bis 8 Input bereitzustellen:  

 

3) Wie bewerten es die Referate, dass durch die Verkehrsinspektion Weilheim im Jahr 2020 

keinerlei Geschwindigkeits-Messdaten in den Abend- und Nachstunden bereitgestellt wur-

den, obwohl sich die jahrzehntelangen Beschwerden der Anwohnerinnen und Anwohner 

insbesondere auf die Abend- und Nachstunden beziehen?  

 

4) Es wurde berichtet, dass die Beanstandungsquote bei Radarkontrollen bei 11,5 % liegt.  

Wurden hierbei alle Geschwindigkeitsübertretungen über 60 km/h (plus Toleranz von 2-5 

km/h) berücksichtigt?  

 

5) Wie ist die Verteilung der Höhe der Geschwindigkeitsübertretungen, aufgeschlüsselt in 60-

65 km/h,  65-70 km/h etc. 
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6)  Für die Lärmauswirkung der Geschwindigkeitsübertretungen wurden Auswirkungen von  

0,1 db (an der Ausfahrt Kreuzhof) und 0,7db (in der Nähe des LKP) errechnet. 

Wie war genau der Algorithmus für diese Berechnung?   

Wurde nur die tatsächlich festgestellte Anzahl von Geschwindigkeitsüberschreitungen 

gezählt oder wurden auch Erfahrungswerte berücksichtigt, dass Autofahrer ihre 

Geschwindigkeit reduzieren aufgrund der Bekanntgaben der Messpunkte im Radio?   

Da nur Messungen zur Tageszeit vorlagen – wurden auch Extrapolationen für die Abend- 

und Nachtzeit vorgenommen? 

In der Literatur wird ausgeführt, dass eine Geschwindigkeitsreduzierung von 80 auf 60 km/h 

zu einer Lärmreduzierung von ca. 2 db(A) führt.  

 

7)  Wenn zwei Standorte für die teilstationären Geschwindigkeitsmessanlagen zur Diskussion 

standen, von denen einer unmittelbar im Wohnbereich der Anwohner*innen (südlich und 

nördlich der Autobahn) liegt, die sich jahrzehntelang über die Lärmbelastung beschweren 

und der andere in einem Bereich, in dessen Umfeld deutlich weniger Anwohner*innen 

wohnen  – warum wurde dann (ohne weitere Konsultation des BAs) jener ausgewählt, der 

im Bereich mit weniger Anwohner*innen liegt ?  

 

8) Es wird ausgeführt, dass die Einrichtung einer stationären Messstelle „mehrere 

Hunderttausend EUR“ kosten würde. Lässt sich diese Zahl näher konkretisieren (sind es 

eher 200.000 oder eher 900.000 EUR?).   

Welche Erfahrungen gibt es generell an Autobahn-Teilstücken über die Amortisierung der 

Kosten durch die Einnahme von Bußgeldern?  

 

9) Wurde bei der Erstellung der Beschlussvorlage der umfangreiche Schriftverkehr des  

BA 7 mit dem KVR zum BA-Antrag 14-20 / B 04022 vom 11.09.2017 und zur BüV-

Empfehlung 14-20 / E 01741 vom 20.10.2017 berücksichtigt, in dem eine Reihe der 

vorgenannten und nicht beantworteten Fragen bereits thematisiert wurden?   

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Günter Keller 

Vorsitzender des Bezirksausschusses 7 

 

 
 



AW: Stationäre Radarkontrollen an der A95

Sehr geehrter Herr Keller,

anbei übersende ich Ihnen die Stellungnahme zu Ihren Fragen vom 29.06.2021.

Die aufgeworfenen Fragestellungen betreffen überwiegend nicht die originäre Zuständigkeit des MOR. Aufgrund
umfassender Einbindungen anderer stadtinterner und -externer Dienststellen mit teils mehrmaligen Nachfragen und
-forderungen sowie der Vielzahl an sonstigen zu Aufgaben war eine frühere Rückmeldung nicht möglich. Beispielsweise
haben wir auch erst heute eine weitere Information vom Baureferat zur Asphaltierung des Messstandorts erhalten.

Darüber hinaus möchte ich darauf hinweisen, dass wir im MOR auch als neues Referat stark von der
Haushaltskonsolidierung betroffen sind und eine Vielzahl an Stellen derzeit nicht besetzt werden kann. 

Insofern bitte ich um Verständnis, dass den nachvollziehbaren Erwartungen auf zeitnahe Rückmeldungen zu Ihren
Anliegen nicht immer Rechnung getragen werden kann.

Näheres zum Thema kann gerne im Zuge des Jahresgesprächs Mitte November, an dem voraussichtlich u.a. mein Kollege
Herr Reichlmeier teilnehmen wird, besprochen werden.

Mit freundlichen Grüßen

Dirk Voitel

Landeshauptstadt München

Mobilitätsreferat (MOR)

Verkehrs- und Bezirksmanagement (MOR-GB2)

Verkehrsmanagement (MOR-GB2.2)

Grundsatzaufgaben und Dauerhafte Verkehrsanordnungen (MOR-GB2.21)

Postanschrift: Sendlinger Str. 1, 80313 München

Telefon: +49 89 233-39966

Mobil: +49 01525/68 09788

Fax: +49 89 233-989 39966

E-Mail: dirk.voitel@muenchen.de

muenchen.de/mobilitaetsreferat

Dirk Voitel
Do 28.10.2021 11:39

An:Günter Keller <guenter.keller@t-online.de>;

Cc:bag-sued.dir <bag-sued.dir@muenchen.de>; Roman Reichlmeier <roman.reichlmeier@muenchen.de>;

Kategorien: BA 7

1 Anlagen (35 KB)

20211028_Antworten zu den Fragen vom 29.06.2021.odt;

E-Mail – bag-sued.dir@muenchen.de https://mail.muenchen.de/owa/bag-sued.dir@muenchen.de/?offline=di...
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Mehr bewegen
als nur sich selbst.

  

muenchenunterwegs.de

Elektronische Kommunikation mit der Landeshauptstadt München siehe:

muenchen.de/ekomm

Bitte denken Sie an die Umwelt, bevor Sie diese E-Mail ausdrucken. Pro Blatt sparen

Sie durchschnittlich 15g Holz, 260ml Wasser, 0,05kWh Strom und 5g CO2.

Von: Günter Keller <guenter.keller@t-online.de>
Gesendet: Montag, 4. Oktober 2021 13:48:37
An: Dirk Voitel
Cc: bag-sued.dir
Betreff: StaƟonäre Radarkontrollen an der A95

Sehr geehrter Herr Voitel,

zu den Bürgerversammlungsempfehlungen 14-20 / E 03065   und   14-20 / E 03073   hatte MOR im Juni 2021 die

Sitzungsvorlage 20-26 V 03647 erstellt, die der BA 7 mit Schreiben vom 30.06.2021 zurückwies (siehe Anhang).

Unter anderem hatte der BA 7 um eine gemeinsame Besprechung zwischen den involvierten Referate und Vertreterinnen
und Vertretern des BA 7 gebeten.
Wir möchten Sie bitten, uns den aktuellen Stand dieser Angelegenheit mitzuteilen.

Mit freundlichen Grüßen
Günter Keller
Vorsitzender Bezirksausschuss 7

Sendling-Westpark

Tel.: (089) 5793 8566

E-Mail – bag-sued.dir@muenchen.de https://mail.muenchen.de/owa/bag-sued.dir@muenchen.de/?offline=di...
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Stationäre Geschwindigkeitsmeßanlagen an der A95/B2 
Empfehlung Nr. 14- 20 / E 3065 der Bürgerversammlung 
des 7. Stadtbezirks Sendling-Westpark am 19.11.2019 – 
Vertagung der Beschlussfassung vom 29.06.2021;

Antworten zu den aufgeworfenen Fragen (Punkte 3-8 des Schreibens vom 29.06.2021)

Punkt 3 des Schreibens vom 29.06.2021

Wie bewerten es die Referate, dass durch die Verkehrsinspektion Weilheim im Jahr 2020 
keinerlei Geschwindigkeits-Messdaten in den Abend- und Nachstunden bereitgestellt wurden, 
obwohl sich die jahrzehntelangen Beschwerden der Anwohnerinnen und Anwohner 
insbesondere auf die Abend- und Nachstunden beziehen?

• Dem BA07 liegen aus den vergangenen Jahren umfangreiche Informationen des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration, des Polizei-
präsidiums Oberbayern-Süd und der Verkehrspolizeiinspektion Weilheim zu den 
bestehenden Richtlinien zur Durchführung von Geschwindigkeitsmessungen in Bayern 
und insbesondere auf dem sachgegenständlichen Teilstück der BAB A95 – München-
Garmisch zwischen dem Autobahnbeginn am Luise-Kiesselbach-Platz und der 
Anschlussstelle Kreuzhof vor.

• Das MOR unterstützt die Münchner Bürger*innen und insbesondere auch die Bezirks-
ausschüsse in ihren Anliegen auch gegenüber externen Stellen und hinterfragt kritisch 
die bestehenden Vorgaben nach Möglichkeiten wie den Anliegen Rechnung getragenn 
werden kann. Jedoch besteht kein unmittelbarer Einfluss auf Änderungen bestehender 
Richtlinien des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren, für Sport und Intergration 
und deren Umsetzung durch die diesem untergeordneten Sicherheitsbehörden. Die 
grds. mit den Richtlinien verfolgte Priorisierung zur Überwachung (vorrangig 
Unfallbrennpunkte) ist nachvollziehbar. Bzgl. der verfügbaren Kapazitäten für die 
Verkehrsüberwachung seitens der Bayerischen Sicherheitsbehörden kann das MOR 
keine Vorgaben machen.

• Nach wiederholtem Drängen unsererseits hat die VPI-Weilheim ganz aktuell mitgeteilt, 
zeitnah im besagten Bereich eine Nachmessung durchzuführen.

• VPI Weilheim:

„Die Bayerische Polizei hat sich bei der Geschwindigkeitsüberwachung an den Vor-
gaben des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration zu 
orientieren. Diese Vorgaben bestehen in Form der „Richtlinie für die polizeiliche 
Verkehrsüberwachung“ sowie der dazu „Ergänzenden Weisung - Überwachung der 
Geschwindigkeit allgemein“.

Darin ist u. a. festgelegt, dass zum einen das vorrangige Ziel der Geschwindigkeits-
überwachung in der Bekämpfung der Hauptunfallursache Geschwindigkeit liegt und 
zum anderen die Überwachungsstrecken schwerpunktmäßig nach folgender 
Priorisierung auszuwählen sind:

Priorität 1: Unfallbrennpunkte, 
Priorität 2: Unfallgefahrenpunkte, 
Priorität 3: Belästigung der Anwohner durch Verkehrslärm und/oder Abgase und
Priorität 4: sonstige Bereiche.

Die Verkehrspolizeiinspektion Weilheim ist im Bereich der Geschwindigkeits-
überwachung nicht nur für die A 95, A 95 (B 2) und A 952 zuständig, sondern auch für 
alle Bundes-, Staats-, Kreis- und Gemeindestraßen in den Landkreisen Weilheim-
Schongau, Bad Tölz-Wolfratshausen und Garmisch-Partenkirchen. Damit sind 
insgesamt über 300 Messstellen zu betreuen, wobei der größte Teil der Messstellen 
den Prioritäten 1 und 2 entspricht. Der betroffene Streckenabschnitt der BAB A 95 (B 2)



in Fahrtrichtung stadtauswärts zwischen Luise-Kiesselbach-Platz und der 
Anschlussstelle Fürstenried ist in Bezug auf das Verkehrsunfallgeschehen (vor allem 
bzgl. der Ursache nicht angepasste bzw. überhöhte Geschwindigkeit) derzeit nicht 
auffällig, so dass sich in der Folge für die Polizei keine dringende Notwendigkeit ergibt, 
aus Gründen der Verkehrssicherheit diese Strecke zu bemessen.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Verkehrspolizeiinspektion Weilheim mit 
der Überwachung der Geschwindigkeit an Unfallbrenn- und Unfallgefahrenpunkten 
bereits ausgelastet ist und die Überwachung im Rahmen der Verkehrssicherheit für uns
absoluten Vorrang hat. Wir geben erneut zu den wiederholten Forderungen zu 
bedenken, dass sich jede Messung aus Lärmschutzgründen in der Konsequenz 
nachteilig auf die Anzahl der priorisierten Messungen an Unfallbrenn- und 
Unfallgefahrenpunkten auswirkt.

Jedoch steht einer stationären oder teilstationären Überwachung durch die Kommunen
auf eigene Kosten und entsprechend der Vorgaben nichts entgegen.“

Dazu ist anzumerken, dass die Zuständigkeit für die Verkehrsüberwachung bei der 
LHM grds. beim Kreisverwaltungsreferat - Kommunale Verkehrsüberwachung 
(KVR-I/4) liegt.

Weiterhin wird im IMS (Innenministerielles Schreiben) zur technischen 
Verkehrsüberwachung - Einsatz teilstationärer Geschwindigkeitsmessanlagen vom 
22.12.2020 ausgeführt, dass Gemeinden, Zweckverbände und Kommunalunternehmen
teilstationäre Geschwindigkeitsmessgeräte in Abstimmung mit der Polizei in der Regel 
innerorts einsetzen können.

Ausdrücklich ist aber darin f  ür Gemeinden, Zweckverbände und   
Kommunalunternehmen eine Überwachung von Autobahnen oder Kraftfahrstraßen 
ausgeschlossen.

Punkt 4 des Schreibens vom 29.06.2021

Es wurde berichtet, dass die Beanstandungsquote bei Radarkontrollen bei 11,5 % liegt. 
Wurden hierbei alle Geschwindigkeitsübertretungen über 60 km/h (plus Toleranz von 2-5 
km/h) berücksichtigt?

Die VPI Weilheim teilte dazu Folgendes mit:

„Gemäß „Ergänzende Weisung Nr. 1 (Geschwindigkeit allgemein)“ ist eine Ge-
schwindigkeitsüberschreitung bis einschließlich 10 km/h, nach Abzug der Verkehrs-
fehlergrenze, unter den in der Weisung genannten Voraussetzungen (5.2 und 5.3) für 
eine Verfolgung als unbedeutend zu werten. 
Demnach erfolgt die ordnungswidrigkeitenverfolgende Geschwindigkeitsmessung auf 
der BAB, bei erlaubten 60 km/h, ab 74 km/h. Für die Berechnung der Bean-
standungsquote ist demnach der Wert von 74 km/h relevant.“

Punkt 5 des Schreibens vom 29.06.2021

Wie ist die Verteilung der Höhe der Geschwindigkeitsübertretungen, aufgeschlüsselt in 60-65 
km/h, 65-70 km/h etc.

Die VPI Weilheim gab dazu folgende Auskunft:

„Vom 01.01.2020 bis 31.12.2020 wurden an der Kontrollstelle 1701 folgende 
Geschwindigkeitsüberschreitungen festgestellt: 

▪ 6-10 km/h 204,
▪ 11-15 km/h 722,
▪ 16-20 km/h 407,
▪ 21-25 km/h 191,



▪ 26-30 km/h 103,
▪ 31-35 km/h 41,
▪ 36-40 km/h 23,
▪ 41-45 km/h 5,
▪ 46-50 km/h 3,
▪ 51-55 km/h 1 und 
▪ 56-60 km/h 1 .

Punkt 6 des Schreibens vom 29.06.2021

Für die Lärmauswirkung der Geschwindigkeitsübertretungen wurden Auswirkungen von 0,1 db
(an der Ausfahrt Kreuzhof) und 0,7db (in der Nähe des LKP) errechnet.
Wie war genau der Algorithmus für diese Berechnung?

Das für die Berechnung zuständige Referat für Klima- und Umweltschutz führte dazu 
Folgendes aus: 

„Straßenverkehrsgeräusche müssen gemäß § 43 Abs. 1 S. 1 BImSchG i. V. m. § 3 16. 
BImSchV nach den Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen (RLS-90) berechnet 
werden. Die Schallberechnungen wurden mit dem Schallberechnungsprogramm IMMI, 
Version 2020, durchgeführt.
Eine Berücksichtigung von Geschwindigkeitsüberschreitungen entspricht nicht den 
Vorgaben der RLS-90, nach der immer die zulässige Höchstgeschwindigkeit an-
zusetzen ist. Deshalb wurden mehrere übereinanderliegende virtuelle Straßen mit 
entsprechend höheren Geschwindigkeiten modelliert. Entsprechend dem prozentualen 
Anteil der geschwindigkeitsüberschreitenden Fahrzeuge wurde die 
Gesamtverkehrszahl auf die einzelnen virtuellen Straßen verteilt. Die 
Teilemissionspegel der virtuellen Straßen wurden im Anschluss zum Gesamtemis-
sionspegel zusammengefasst.“

Wurde nur die tatsächlich festgestellte Anzahl von Geschwindigkeitsüberschreitungen gezählt 
oder wurden auch Erfahrungswerte berücksichtigt, dass Autofahrer ihre Geschwindigkeit 
reduzieren aufgrund der Bekanntgaben der Messpunkte im Radio?

RKU: 
„Das RKU hat die Berechnungen ausschließlich auf Grundlage der Messergebnisse 
durchgeführt.“

Da nur Messungen zur Tageszeit vorlagen - wurden auch Extrapolationen für die Abend-und 
Nachtzeit vorgenommen?

RKU: 
„Entsprechend den Vorgaben der RLS-90 werden die Beurteilungspegel für den Tag 
(6.00 bis 22.00 Uhr) und für die Nacht (22.00 bis 6.00 Uhr) berechnet. Unter der 
Annahme, dass der prozentuale Anteil geschwindigkeitsüberschreitender Fahrzeuge im
Tagesverlauf konstant ist, wurden die Messergebnisse der Tageszeit auch auf den 
Beurteilungszeitraum Nacht übertragen.“

In der Literatur wird ausgeführt, dass eine Geschwindigkeitsreduzierung von 80 auf 60 km/h 
zu einer Lärmreduzierung von ca. 2 db(A) führt.

RKU:
„Das ist korrekt. Die Angegebene Reduzierung ergibt sich bei einer Differenzbildung 
der Lastfälle (100% Tempo 80) – (100% Tempo 60).“



Punkt 7 des Schreibens vom 29.06.2021

Wenn zwei Standorte für die teilstationären Geschwindigkeitsmessanlagen zur Diskussion 
standen, von denen einer unmittelbar im Wohnbereich der Anwohner*innen (südlich und 
nördlich der Autobahn) liegt, die sich jahrzehntelang über die Lärmbelastung beschweren und 
der andere in einem Bereich, in dessen Umfeld deutlich weniger Anwohner*innen wohnen - 
warum wurde dann (ohne weitere Konsultation des BAs) jener ausgewählt, der im Bereich mit 
weniger Anwohner*innen liegt ?

Die VPI Weilheim führte dazu Folgendes aus:

„Die Auswahl der möglichen Messörtlichkeiten ist nicht daran geknüpft, welche zur 
Diskussion stehen, sondern welche die rechtlichen, baulichen und insbesondere 
technischen Voraussetzungen erfüllen. Nur im südlichen Bereich (zweispurige 
Fahrbahn) kann bei jeder Witterung bzw. Sichtverhältnissen eine Messung durch-
geführt werden. Die Messgeräte zur Geschwindigkeitsüberwachung (neuester Stand 
der Technik) sind nicht uneingeschränkt einsetzbar. Der für Juni 2021 geplante Start 
der semistationären Messung konnte nicht erfolgen, da die baulichen Gegebenheiten 
bis dato nicht vorliegen.“

Dazu ist anzumerken, dass sich durch die Lage der beabsichtigten Aufstellfläche 
seitens des Baureferats wegen des darunter befindlichen Tunnelbauwerks der 
Abzweigung Kreuzhof ein zunächst nicht vorhersehbarer erhöhter Prüfungsaufwand 
ergab.

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die von der VPI Weilheim zum Schutz des Trailers
geforderte Verlängerung der Schutzplanke wegen des darunter liegenden 
Tunnelbauwerks nicht einfach verankert werden kann. Fraglich ist nach wie vor, ob die 
dann zur Verankerung erforderlichen Beton-Fundamente an dieser Stelle auf dem 
Brückenbauwerk überhaupt erstellt werden dürfen bzw. können. Hier ist offensichtlich 
nicht ohne Sondierungsgrabungen klärbar ob bzw. welche (historischen) 
Versorgungsleitungen dort bestehen. In jedem Fall erwartet das BauR-T22-VZB einen 
Aufwand von mehreren tausend Euro im fünfstelligen Bereich.

Mit Email vom 19.10.2021 teilte das Baureferat-T22/VZB-Verkehrszeichenbetrieb 
aktuell nun mit, dass eine Verlängerung der Schutzplanke aufgrund der aktuellen 
Haushaltseinsparungen nicht leistbar sei.
„Der gewünschte Standort für den Einsatzort des Messtrailers befindet sich direkt auf 
einem Ingenieurbauwerk. Das Aufstellen von Schutzplanken erfordert immer ein 
Fundament. An diesem Standort kann durch die Abhängigkeit von der 
Tunnelüberdeckung die Herstellung eines Fundaments in keiner Standardausführung 
erfolgen. Gründe hierfür sind die Materialbeschaffenheit und die Höhe der 
Tunnelüberdeckung.
Zudem ist im gewünschten Bereich auf eine Sparte, die das Bauwerk in der 
Tunnelüberdeckung quert, hinzuweisen. Die Lage und Tiefe der querenden Sparte ist 
nicht genau bekannt. Um hier eine sichere Baudurchführung zu garantieren ist in 
jedem Fall eine vertiefte Untersuchung in Form einer Spartengrabung notwendig. 
Zusammenfassend stellen wir fest, dass der gewünschte Standort durch seine 
spezielle Lage auf dem Tunneldach einen erheblichen Arbeitsaufwand und damit 
verbunden hohe Kosten verursacht. Aus unserer Sicht entspricht der daraus folgende 
Nutzen nicht dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, dem wir als 
Verwaltung angehalten sind zu folgen.
Wir können Ihnen aber mitteilen, dass der Unterhaltsbezirk dem Asphaltieren der 
Fläche positiv gegenübersteht. So kann der gewünschte Einsatzort im Bereich 
zwischen den zwei Schutzplanken auf dem Tunneldach der Abfahrt Kreuzhof nicht mit 
einem Messtrailer, aber mit einem PKW überwacht werden.“

BauR-T22-S wird die Aufstellfläche (ohne Schutzplankenverlängerung) am 28.10.2021 
asphaltieren lassen, damit diese (wie bisher) durch die VPI Weilheim mit der mobilen 



Geschwindigkeitsmesseinheit genutzt werden kann, ohne beispielsweise durch 
jahreszeitlich bedingten hohen Grasbewuchs gehindert zu werden.

Punkt 8 des Schreibens vom 29.06.2021

Es wird ausgeführt, dass die Einrichtung einer stationären Messstelle "mehrere 
Hunderttausend EUR" kosten würde. Lässt sich diese Zahl näher konkretisieren (sind es eher 
200.000 oder eher 900.000 EUR?).
Welche Erfahrungen gibt es generell an Autobahn-Teilstücken über die Amortisierung der 
Kosten durch die Einnahme von Bußgeldern?

Die VPI Weilheim teilte dazu Folgendes mit:

„Eine Kosten-Nutzen-Analyse findet bei der Polizei im Bereich der Verkehrs-
überwachung mit technischen Gerät nicht statt. Die Ausgaben und Aufwände sind 
schlichtweg erforderlich, um ein einzelnes Menschenleben zu retten bzw. die All-
gemeinheit zu schützen.“

Bei der Landeshauptstadt München ist die beim Kreisverwaltungsreferat angesiedelte  
Kommunale Verkehrsüberwachung (KVR-I/4) für Geschwindigkeitsmessungen zu-
ständig und verfügt über Erfahrungen mit mobilen und stationären Geschwindigkeits-
meßanlagen im städtischen Straßenumfeld. Auf unsere Anfrage führte die Kommunale 
Verkehrsüberwachung Folgendes aus: 

„Der genauen Aufwand für die dortigen Bereiche kann durch die Kommunale Ver-
kehrsüberwachung nicht abgeschätzt werden. 
Bei der Kommunalen Verkehrsüberwachung fielen im Jahr 2017 für eine stationäre 
Messanlage (Anmerkung: Ersatzbeschaffung für die Anlage an der Tegernseer 
Landstraße) mit einem Messsystem ca. 102.000 € Brutto an Kosten an – allein mit 
einem zweiten Messsystem müsste man derzeit mit rund 55.000 € Brutto zusätzlich 
rechnen. 
Bei einer Autobahnmontage dürften jedoch deutlich höhere Kosten für Tiefbauarbeiten 
und den Anschluss an das Stromnetz (an der Tegernseer Landstraße war bei der 
Ersatzbeschaffung im Jahr 2017 bereits ein eigener Hausanschluss der 
Vorgängeranlage vorhanden) und Verkehrssicherung der Bauarbeiten etc. fällig 
werden. 
Außerdem ist aufgrund der Fahrspurdistanzen evtl. ein zusätzlicher Blitz etc. er-
forderlich. Das aber kann nur nach einer genaueren Projektierung durch einen 
Messtechnikanbieter kostenmäßig präziser und qualifiziert beziffert werden. 
Bei der Kommunalen Verkehrsüberwachung ist auch nur ein grober Kostenrahmen des
bisherigen Lasermesstechnikanbieters bekannt. Von weiteren Anbietern stationäre 
Lasermesstechnik liegen bei der Kommunalen Verkehrsüberwachung derzeit keine 
Informationen vor.
Von Vorbeifahrten ist bekannt, dass in beiden Fahrtrichtungen eine Tempo-60-An-
ordnung besteht. Es müssten hier gegebenenfalls mehrere Messplätze eingerichtet 
werden. Hinzu kommen immer auch die Folgekosten für den Betrieb der Anlagen, also 
Messanlagenbedienung, Auswertung und Ahndung der festgestellten Verstöße und das
dafür erforderliche zusätzliche Personal. Diese Folgekosten müssen bei einer seriösen 
Schätzung ebenfalls mit beziffert werden. Zusätzlich ist auch eine adäquate 
Infrastruktur erforderlich.
Die bei der Kommunalen Verkehrsüberwachung im Einsatz befindlichen Messsysteme 
können theoretisch bis zu vier Fahrspuren einer Fahrtrichtung überwacht werden, 
jedoch eingeschränkt auf maximal 24m Breite ab Scannermitte. So sind in der Praxis 
nur drei Fahrspuren zumeist realistisch zu überwachen. 
Allerdings gibt es nach den vorliegenden Erfahrungen mit einem Aufstellungsort für 
mobile Messgeräte in der „Ichostraße“ auch hier Abstriche bei der Fotoqualität der 
entferntesten Fahrspur und damit bei der Verwertbarkeit der festgestellten Verstöße. 
Hier wäre dann nur über Zusatzblitz und/oder Zusatzkamera - sofern machbar - Abhilfe



zu schaffen (mit entsprechenden zusätzlichen Kosten). Inwieweit dies bei den derzeit 
bei der Kommunalen Verkehrsüberwachung im Einsatz befindlichen Messsystemen 
möglich und sinnvoll wäre, kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht beurteilt werden.“

Ergänzende Anmerkung:
Die BAB A95 hat im sachgegenständlichen Abschnitt bis zur Abzweigung der Ausfahrt 
Kreuzhof drei Fahrspuren plus einen Standstreifen; die VPI Weilheim sieht 
beispielsweise in diesem Bereich den Einsatz eines teilstationären Trailers am rechten 
Fahrbahnrand als nicht zielführend, da ausgerechnet für die linke Fahrspur - also mit 
den zu erwartenden höheren Verstößen - mit weniger brauchbaren Ergebnissen zu 
rechnen ist. 
Am vorgesehenen Aufstellort für den Messtrailer nach der Abfahrt Kreuzhof hat die 
BAB A95 nur zwei Fahrspuren.
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